
!,t
I

; l

:

StadtPlanung
Der OberbÜrgermeister
B-Plan Nr.217

Flensburg,  10.07.1997
Dr.  Peter Schroeders/Movsaß
bo031 38

Beqründunq zum Bebauungsplan
"An der Mühlenbek" (Nr.  217)

1. Der Planbereich

Der Planbereich wird beqrenzt:

im Norden: vom Tremmerupweg und der Stadtgrenze (nordöst l iche Grenze
des Flurstuckes 66 der Flur O 52).

im Osten. von der Lufahrt.  zum ehemalioen Fernmeldesektor 71.

im Suden: durch die Mühlenbek. einem Graben ca. 12O m sudl ich vom
Tremmerupweg,

im Westen: durch eine Linie in südöst l icher Richtung ausgehend im Bereich
des Hauses Tremnrerupweq 9 bis zur Muhlenbek.

2.  Recht l iche Vorschr i f ten

2.1 Rechtsorundlaqen

Die Grundiage für die Aufstel lung des Bebauungsplanes sind das Bauge-
seizbuch (BauGB) mit  den auf ihm beruhenden Rechtsverordnungen, wie
z.  B.  d ie Baunutzungsverordnung (BauNVO), die Planzeichenverordnung
(PIanzVO) sowie die Landesbauordnung (LBO) und das Maßnahmenge-
setz zum Baugesetzbuch (Maßnahmen-BauGB). Auf der Grundlage des
Schlesvr ig-Holsteinischen Landesnaturschutzgeseizes rv i rd im Paral le l -
verfahren ein Grunordnungsplan aufgestel l t .  Dessen lnhal te s ind in den
Bebauungsplan ubernomnren worden.

2.2 Flächennutzunqsplan

Der noch verbindl iche Flächennutzur-rgsplan stel i t  den Planbereich als
Sonderbauf läche Bund dar.  Die noch nicht  verbindl ichen Entwurfe des
neuen Flächennutzungsplanes und des Landschaftsplanes stel len den
Planbereich ais Wohnbauf läche dar.  Da im Betei l igungsverfahren gegen
diese Darstel lungen weder Anregungen noch Beo'enkerr  gel tend gemacht
r"rurden. ist  davon auszugehen, daß der Bebauungsplan den künft igen
Darstel lungen Ces Flächennutzr:ngsplanes entspr icht .  Fs har-rdel t  s ich unr
einen Bebauungsplarr .  der nach S B (3) BauGt3 auch arrgezeigt  wird.
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Aufzuhebende Satzunqen

Mit  Inkraf t t re len dieses Bebauungsplanes tr i t t  innerhalb seines räumli-
chen Geltungsbereiches der Bebauungsplan , ,Fördewald" (Nr.  40),  rechts-
verbindl ich sei t  dem 12.AOJ97'1,  außer Kraf t .

Weitere Vorschriften

Der Planbereich unter l iegt  der , ,Satzung der Stadt Flensburg zum Schutze
der Bäume im Bereich der Stadt FlensbLrro" vom 11 11 19a) in r lor  n i ' r l+;
gen Fassung.

3.  Gründe für die Planaufstel lunq

Nach Aufgabe der mi l i tär ischen Nutzungen des Schießstandes Twedter Feld
ist  d ie Fläche im neuen Flächennutzungsplan als Wohnbauf läche dargestel l t
worden. Inzwischen ist  s ie an einen pr ivaten Entwickler veräußert  worden, der
beabsicht igt ,  dort  e in Einfami l ienhausgebiet  zu entwickeln.  Die Venval tung
hat gemeinsam mit  d iesem Investor ein Konzept erarbei tet ,  welches nunmehr
dem Bebauungsplan zugrundegelegt rverden sol l .  Mit  dem Plan werden die
recht l ichen Voraussetzungen zum Bau von ca. 7O Famil ienheimen ge-
schaffen. Aus Stadtentwicklungsgrunden ist  d ieses im Nordosten der Stadt er-
forder l ich,  wei l  gerade hier eine erhöhte Nachfrage nach unterschiedl ichen
Haustypen entsteht.  Der Bindung dieser Nachfrage im Oberzentrum Flens-
burg kommt neben der f inanzpol i t ischen auch eine erhöhte regionalpol i t ische
Becieutung zu.

Innerhalb der Einfami l ienhausnachfrage ist  es sei t  der Umstel lung der steuer-
l ichen Förderung (weg von der progressionsbedingten Förderung hin zur
einkommensneutralen steuer l ichen Förderung) zu einer deut l ichen Ver-
schiebung in Richtung kostengunst iger Famil ienheime auf k le inen Grund-
stucken gekommen. Dieser Trend kommt dem planer ischen Ziel ,  d ie vorhan-
dene Nachfrage mit  mögl ichst  ressourcensparenden Lösungen zu befr iedi-
gen. entgegen.

Die vorhandenen Def iz i te in der Versorgung mit  Einfami l ienhausgrundstücken
können nur durch die Aufstel lung neuer Baulei tp läne oder durch die Ande-
rung bestehender Pläne zugig besei t igt  werden. Daher sol l  auch bei  der Auf-
stel lung dieses Bebauungsplanes dent dr ingenden Wohnbedarf  der Bevölke-
rung gemäß $ '1 Abs 1 BauGB-MaßnahmenG besonders Rechnung getragen
werden.

Es sol l  der Tendenz zut Umlandvranderung der Nachfragerhaushal te ein An-
gebot von Einfami l ienhausgrundstucken auf Flensburger Stadtgebiet  err tge-
ncnncceiz i  rars l f lsp.  Der Planbereich eionet s ic.h unter Stadtwir tSChaft l ichen
Gesichtspunkten fur Wohnbauzvvecke. da er eine Arrondierung des Ortstei les
darstel l t  und durch den Trenrmerupweg rv icht ige Erschl ießungsvoraus-
setzurrgen sci-ron besiei-retr.

t .ö
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4. Städtebaul iche Maßnahmen

4.1 Erschl ießunq

Die ört l iche Erschl ießung des neuen kleinen Wohngebietes kann wir t -
schaftl ich uber den schon vorhandenen Tremmerupweg erfolgen. Auf der
Südsei te des Tremmerupweges sol l  e ine Baumreihe gewissermaßen den
"grünen Auftakt"  für  d ie Wohnbebauung bi lden. Direkt  vom Tremmerup-
weg anfahrbar s ind die den Hausgruppen zugeordneten Stel lp lätze.  Damit
wird es mögl ich,  fur  e inen betref f l ichen Antei l  der Häuser den Fahrverkehr
aus dem Gebiet  selbst  herauszuhal ten.
Von diesen, vom Tremmerupweg abgesetzten Stel lp latzanlagen, s ind die
Reihenhäuser über pr ivate Wohnwege erreichbar.  Zu diesem Zwecke
sind Geh- und Lei tungsrechte im Bebauungsplan festgesetzt  worden.

Die innere Erschl ießung erfolgt  uber eine in ihrem Querschni t t  minimierte
öffent l iche Erschl ießungsstraße. Sie dient der Zuwegung fur die indiv i -
duel l  anfahrbaren Häuser im Suden und Westen des Gebietes.  Bei  der
Gestal tung dieser Straße sol len Kr i ter ien der Verkehrsberuhigung beruck-
sicht igt  werden. So wird auf das Separat ionspr inzip verzichtet .
Sie ist  a ls Mischverkehrsf läche auszubauen, die fur  Fußgänger und Fahr-
zeuge gleichermaßen zur VerfÜgung steht.
Der Verkehrsraum wird an verschiedenen Stel len durch v ' rechselsei t ig
angeordnete Parkplätze in Verbindung mit  Baumpflanzungen gegl iedert
und zugleich eingeengt,  wodurch eine verkehrsbremsende Wirkung er-
zielt wird.

4.2 Anlaqe der Baukörper

Auf dem Gelände lassen sich ca.  40 Reihenhäuser und ca. 30 Einhei ten
in Einzel-  und Doppelhäusern unterbr ingen. Diese Zahl  stel l t  gewisser-
maßen das Maximum dessen dar,  was unter Abrvägung der landschaft-
l ichen Gegebenheiten und dem Ziel  aus ökologischen und ökonomischen
Gründen zu einer hohen Bodenausnutzung zu kommen, auf dem Gelände
umsetzbar ist .

Die Hausgruppen sind in zweigeschossiger Bauleise zuzugl ich eines
ausgebauten Daches festgesetzt .  Die Firstr ichtungen fur diese Häuser
ver laufen einhei t l ich in Nordsudr ichtung, um in Zuordnung zu den pr ivaten
Erschl ießungswegen eine städtebaul iche Einhei t l ichkei t  zu s ichern.

Fr l r  d ie ubr igen Bauf lächen sind Einzel-  und/oder Doppelhäuser festge-
setzt .  Damit  kann in diesen Bereichen eine gervisse Flexibi l i tat  bei  der
Vermarktung der Grundstucke gervahrt  b le iben. Für diese Häuser ist  e ine
bis zu z le igeschossige Bauweise zulässig.  Unr elrre der Umgeburrg und
dem Gesamtgebiet  adäquate Haustypologie zu erreichen, nruß aber das
zweite Geschoß als Dachgesclroß ausgebi ldet  werden.
Um seinersei ts die Viel fa l t  der Dachformen einzusclrränken, aber der1-
noch indi i , ic l r re l le Dachfornren zrr  ernrögl ichen. s ind int  Gebiet  Kr i )ppel-
waimdächer unci  Mansarddäclrer sor ' , , ie Flachdächer ausgesch lossetr .  Al  le
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anderen Dachformen sind im Bereich der Einzel-  und Doppelhausbe-
bauung denkbar.  Für den gesamten Planbereich mit  der zuvor er läuterten,
angestrebten Bauweise war es insbesondere auch planer isches Ziel ,  Vor-
aussetzungen fur die Erstel lung von Famil ienheimen zu schaffen und zu-
sätzl ich die Eigenart  des damit  angestrebten Gebietscharakters fur  d ie
Zukunft zu sichern.
Damit  d ies planungsrecht l ich zu erreichen ist ,  wird durch text l iche Fest-
setzung sichergestel l t ,  daß nur Wohngebäude mit  n icht  mehr als 2 Woh-
nungen zulässig s ind.  So kann auch der Absicht  des Fernhal tens, s ich
möglicherweise ergebender Störquellen entsprochen werden, zumal grö-
ßere Miethäuser (mit  mehr als 2 Wohnungen) und andere sonst ige Wohn-
formen, wie beispielsweise Wohnheime, dadurch ausgeschlossen sind.
Dieser Ausschluß nicht  gewol l ter  Wohnnutzungsstrukturen im Bereich
dieses Bebauungsplanes reduziert  im unmit te lbaren Wohnumfeld zu-
gleich auch die Anzahl  der Kraf t fahrzeuge. damit  im Zusammenhang ste-
hende Lärmbeläst igung, Flächen fur Stel lp lätze und Garagen und ab-
hängig davon den Versiegelungsgrad.

4.3 Gemeinbedarfs-  und Versorqunoseinr ichtunoen

Die erforder l ichen Gemeinbedarfseinr ichtungen für den Bebauungsplan-
bereich,  wie Schulen, Kindergärten, Spielplätze.  k i rchl iche Einr ichtungen,
Postnebenstel len usw. s ind außerhalb des Plangel tungsbereiches in zu-
mutbarer Entfernung vorhanden. Gleiches gr l t  auch für die der Versor-
gung des Gebietes dienenden Einr ichtungen am Twedter Plack.
Das Gebiet  is t  über die Busl in ien 1 '1 ,2,3,6,  7 mit  der Innenstadt und dem
Twedter Plack verbunden. Die nächste Hal testel le (Linie 2) bef indet s ich
in ca.  400 m Entfernung am Twedter Feld.

4.4 Waldschutzstre ifen

lm Rahmerr dieser Baulei tp lanung wird ein Waldschutzstrei fen nach $ 32
(5) Landeswaldgesetz gegenüber der Walcj f läche suci l ich der l t4uhlenbek
berücksicht igt .  Der Regelabstand baul icher Vorhaben zum vorhandenen
Wald beträgt 30 m. der auch bezogen auf c i ie festgesetzte uberbaubare
Fläche generel l  e ingehal ten wird.  Ledigl ich im sudöst l ichen Planbereich
wird er unterschr i ' r ten.  Das Bauordnungsamt als zuständige Baubehörde
hat gegen die im Bebauungsplan vorgesehene Reduzierung des Wald-
schutzstrei fens keine Bedenken, da davon auszugehen ist .  daß auch an
dieser Stel le die Schutzfunkt ion gegeben ist  und gegensei t ige Beeinträch-
t igungen ausgeschlossen werden.

4.5 Landschaftsschutz

Die im Planbereich bisher denr Landschaftsschutz unter l iegenden Flä-
chen werden. sorvei t  es das planer ische Konzept erfordert ,  aus diesem
Schutz ent lassen. Eine diesbezugl iche Zusage erfolgte durch die Untere
Naturschutzbehörde Flensburc.
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5. lmmissionen

Nach Recherchen beim Bundesvermögensamt,  der Standortvenrval tung Flens-
burg und der wehrgeologischen Stel le Glucksburg l iegen folgende Infor-
mat ionen über eventuel le Al t lasten auf dem ehemal iqen Bundeswehroelände
vor.

Al t lastenrelevant wären nur die Geschoßfangsande der Schießanlage ge-
wesen. Diese sind im Auftrage der Standortverual tung Flensburg in 1995
mit te ls Bodenprobenentnahme und Laboranalysen untersucht worden, wobei
eine starke Belastung mit  Blei  und Kupfer festgestel l t  worden war.  Die Sande
(ca. 210 t)  s ind daraufhin im Auftrage der Standortvenval tung ausgebaut und
ordnungsgemäß entsorgt  worden. Eine Gefährdung des Grundwassers oder
der menschl ichen Gesundheit  durch die festgestel l ten Bodenbelastungen an
der Geschoßfanganlage ist  somit  n icht  zu befurchten.
lm Bereich der Wohnhäuser mit  Hausgärten sol l te der Boden, der s ich jetzt
noch im Bereich der Geschoßfanganlage bef indet,  bei  der Einebnung der
Wal lanlagen der Schießstände sicherhei tshalber nicht  a ls oberste Boden-
schicht  l iegen, sondern in t iefere Bereiche eingebaut werden.

Weitere Bodenverunreinigungen auf dem o. g.  Gelände sind nicht  bekannt.
Der Boden zum Bau der Schutzwäl le besteht l t .  Ergebnis von Bodenunter-
suchungen aus lehmigen Sanden und sandigen Geschiebelehmen. Bauschutt
wurde nicht angetroffen.

6.  Grünordnunq

Die Abst immung von den landschafts-  und stadtplaner ischen Anspruchen hat
fur den Nordosten des Gemeindegebietes unter fo lgenden Lei tz ie len ge-
standen:

.  Erhal tung und Förderung der realen und potent ie l len Ausstat tung an Land-
schaftselementen des ehemal igen Standortübungsgeländes Twedier Felc i ,

.  Ausübung des vorhandenen Baurechis im Bebauungsplanbereich Trentme-
rupweg (Nr.  BO) in landschaftsangepaßter Baurveise und

. Umnutzung (Konversion) vorhandener ehemal iger r l i l i tär ischer Bereiche
wie die Anlagen des Schießstandes und der Kaserne am Tremnrerupweg.

Die Flächen für die Standortschießanlage wurden zu damal iger Zei t  für  d iese
Nutzung erhebl ich umgestal tet .  Dominant wird die Fläche von den langgezo-
gen bis zu B nr hohen Wäl len geprägt,  nelche die Schießbahnen voneirrander
trennen. Zusätzl iche Betonbaur^verke haben in den Zielbereichen Schutz- und
Kugelfangfunkt ionen übernommen, Gehölzpf lanz-ungen. insbesondere auf
dem erhöhten Hauptwal l ,  betonen das überformte Gelände. Extensive -  den
Sicherhei tsaspekten dienende Pf lege -  l ieß eine viel fä l t ige Ausstat tung an
niederwüchsiger magefrasenähnl icher Vege{at ion entstehen, die eine erhal-
tens, , , , ,urCige l : rgäl : , rp3 dcs s| , j l ich l ;ogc1lr le l - .1 geplar- , ten Natrrrschrr tz!el t ietes
darstel len könnte.



Die vorgenannte Abwägung hat jedoch zu einer Umnutzung des Schießstan-
des für Wohnbauzwecke gefuhrt ,  um dem nordöst l ichen Stadttei l  noch Wohn-
baumögl ichkei ten zu eröf fnen. Von daher wird auch eine dichtere Bebauung
auf dem Gelände ermögl icht ,  a ls aus landschaftselementaren Ansprüchen
abzulei ten wäre.

Der paral le l  erarbei tete Grünordnungsplan enthäl t  somit  fo lgende in den Be-
bauungsplan übertragene Lei tkr i ter ien.

.  lnanspruchnahme der gesamten umzäunten Schießstandf läche ohne jeg-
l ichen Bestandserhal t ,  der ohnehin wegen der Wal l -Planierungsarbei ten
nicht  mögl ich wäre,

o f lächenreduziertes Erschl ießungskonzept,

e Reduzierung des Waldregelabstandes von 30 m durch Umwandlung von
Wald in grunf lächenor ient ier ten Baumbestand (pr ivate Grunf läche),

o Ersatzwaldherstel lung auf geeigneten Flächen (voraussicht l ich im Gebiet
des Kreises Schleswig-Flensburg),

r  opt imierte Baumersatz- und Heckenpf lanzungen an Straßen s6i  \A/onon

. Erhal t ,  Schutz und Förderung der Naturausstat tung außerhalb der zaun-
umgrenzten Bauf läche als Tei l  des geplanten Naturschutzgebietes und

o Umsetzung räumlich im Planbereich nicht  integr ierbarer naturschutzrecht l i -
cher Ersatzmaßnahmen auf dem Gebiei  des geplanten Naturschutzgebie-
tes Tledter Feld (geplante Absicherung durch städtebaul ichen Vertrag =
f inanziel le Regelung).

Die konkreteren Regelungen und Aussagen f inden sich im paral le l  erarbei te-
ten Grünordnunosplan.

7.  Sonst iqes

7.1 Ver-  und Entsorqunq

Die Versorgung mit  Wasser und Elektr iz i tät  sorry ie die Abfal lbesei t igung
sind gesichert .  Zur Löschwasserversorgung des Planbereiches muß eine
Wassermenge von mindestens 800 I /Minute (48 m3/h) uber einen Zei t -
raum von mindesrens 2 Stunden zur Verfügung stehen.
Eine Versorgung nr i t  Fernwärnre ist  nrögl ich.
Die Schmutzrvasserentsorgung erfolgt  durch Anschluß an die zentrale Ab-
wasseranlage der Stadt.
Wenn nachgewiesen rv i rd.  daß der Untergrund zur Versickerung des
Oberf lächenwassers auf den Grundstucken nicht  geeignet ist ,  is t  an das
außerhalb dcs P la i - ibere ic l re s l regenc'c Regcnrücl<hal tebccl- len cr tzu-
schl ießen von \ \ io aus eine Ablei tung i r r  d ie Muhlenbek erfolgt .
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7.2 Wertstoffsammelbehä lter

lm lnnenbereich der Kurve des Tremmerupweges, unmit te lbar an den
Planbereich angrenzend, besteht die Mögl ichkei t  zum Aufstel len von
Wertstoffsa m me I behä ltern.

8.  Flächenbi lanz

Wohngebiet
Gemeinschaftsstel  lp lätze
Verkehrsfläche

2,52ha
0,26 ha
n tr , l  h^
\Jru I  t td

59,0 %
An0Ä

12,0 0/o

9.

Grünf läche 0,99 ha 23,0 %
Gesamtf läche 4.28 ha 100.0 %

Erschl  ie ß u n qs be i t räqe

Nach den Vorschr i f ten der $ 127 f f  .  BBauG in Verbindung mit  der Erschl ie-
ßungsbei t ragssatzung erhebt die Stadt Flensburg einen Erschl ießungsbei t rag
fur die erstmal ige endgul t ige Herstel lung einer Erschl ießungsanlage und zwar
in Höhe von 90 % des Erschl ießungsaufwandes von den Eigentumern bzw.
Erbbauberecht igten der erschlossenen Grundstucke. Der Stadtantei l  beträgt
10 %.

Sofern ein Erschl ießungsbei t rag nicht  in Betracht kommt, erhebt die Stadt
Flensburg zur Deckung des Aufwandes für die Verbesserung sorvie den Aus-
und Umbau von berei ts erstmal ig endgül t ig hergestel l ten Straßen, Wegen und
Plätzen gemäß $ B des Kommunalabgabengesetzes in Verbindung mit  der
Straßenbei t ragssatzung von den Grundstuckseigentümern bzw. von den an
der Nutzung der Grundstucke dingl ich Berecht igten, denen der Ausbau Vor-
te i le br ingt ,  e inen Ausbaubei t rag. Dieser l iegt  zwischen 25 und 75 % des Aus-
bauaufwandes.

Die Kosten der Grundstucksentwässerung gehören zu den Einr ichtungen der
städt ischen Abwasseranlagen, deren Herstel lungskosten durch Bei t räge nach
dem kommunalen Abgabengesetz in Verbindung mit  der Kanalbaubei t rags-
satzung der Stadt Flensburg gedeckt werden.

Dr.  Peter Schroeders


